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Kurztitel 

Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977 

Kundmachungsorgan 

BGBl. Nr. 609/1977 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 118/2023 
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BG 

§/Artikel/Anlage 

Art. 2 § 20 

Inkrafttretensdatum 

01.01.2024 

Abkürzung 

AlVG 

Index 

62 Arbeitsmarktverwaltung 

Beachte 

Abs. 7 ist für Maßnahmen, die bis Ende Dezember 2023 begonnen haben, weiterhin anzuwenden (vgl. § 
80 Abs. 18). 

Text 

Ausmaß des Arbeitslosengeldes 

§ 20. (1) Das Arbeitslosengeld besteht aus dem Grundbetrag und den Familienzuschlägen sowie 
einem allfälligen Ergänzungsbetrag. 

(2) Familienzuschläge sind für Kinder und Enkel, Stiefkinder, Wahlkinder und Pflegekinder zu 
gewähren, wenn der Arbeitslose zum Unterhalt des jeweiligen Angehörigen tatsächlich wesentlich 
beiträgt und für diesen ein Anspruch auf Familienbeihilfe besteht. 

(3) Familienzuschläge sind für Ehegatten (Lebensgefährten), die kein Einkommen erzielen, das die 
Geringfügigkeitsgrenze des § 5 Abs. 2 ASVG für den Kalendermonat übersteigt, zu gewähren, wenn der 
Arbeitslose zu dessen Unterhalt tatsächlich wesentlich beiträgt und mindestens ein Familienzuschlag 
gemäß Abs. 2 für eine im gemeinsamen Haushalt mit dem Arbeitslosen lebende oder der Obsorge des 
Arbeitslosen oder des Ehegatten (Lebensgefährten) obliegende Person, die minderjährig ist oder für die 
eine Familienbeihilfe wegen Behinderung gebührt, gewährt wird. 

(4) Der Familienzuschlag beträgt für jede zuschlagsberechtigte Person täglich ein Dreißigstel des 
Kinderzuschusses gemäß § 262 Abs. 2 ASVG, kaufmännisch gerundet auf einen Cent. 

(5) Abs. 3 ist auf eingetragene Partner(innen) ebenso wie auf Lebensgefährtinnen sinngemäß 
anzuwenden. 
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(6) Für die Dauer der Teilnahme an Maßnahmen der Nach- und Umschulung sowie zur 
Wiedereingliederung in den Arbeitsmarkt im Auftrag des Arbeitsmarktservice gebührt zusätzlich zum 
täglichen Arbeitslosengeld zur Abgeltung der mit der Teilnahme an solchen Maßnahmen verbundenen 
Mehraufwendungen ein Zusatzbetrag (Schulungszuschlag) in der Höhe von 2,27 € täglich. Dauert die 
Maßnahme mindestens vier Monate, gebührt der dreifache Schulungszuschlag. Dauert die Maßnahme 
mindestens zwölf Monate, gebührt der fünffache Schulungszuschlag, soweit dadurch das insgesamt 
täglich gebührende Arbeitslosengeld von 46,67 € (Grenzbetrag) nicht überschritten wird. Wenn die mit 
der Teilnahme an Maßnahmen verbundenen Mehrkosten durch eine Zuschussleistung vom Träger der 
Einrichtung nach § 18 Abs. 6 lit. e gedeckt werden, gebührt kein Schulungszuschlag. Leistet ein anderer 
Ausbildungsträger oder ein Betrieb, bei dem die Qualifizierung erfolgt, eine Zuschussleistung, so gebührt 
maximal der dreifache Schulungszuschlag. Der Schulungszuschlag sowie der Grenzbetrag für den 
fünffachen Schulungszuschlag ist jährlich, erstmals für das Jahr 2024, mit dem Anpassungsfaktor gemäß 
§ 108f ASVG zu vervielfachen und kaufmännisch auf einen Cent zu runden. Diese Zuschussleistungen 
sind einkommensteuerrechtlich wie das Arbeitslosengeld (§ 3 Abs. 1 Z 5 lit. a EStG 1988) zu behandeln, 
unabhängig davon, ob sie durch die Arbeitslosenversicherung, einen Ausbildungsträger oder einen 
Betrieb geleistet werden. Zuschussleistungen von Ausbildungsträgern und Betrieben sind nur in einem 
Ausmaß zulässig, das die Geringfügigkeitsgrenze gemäß § 5 Abs. 2 ASVG nicht überschreitet. 

(Anm.: Abs. 7 mit Ablauf des 31.12.2023 außer Kraft getreten) 

Anmerkung 

ÜR: Art. 79 Abs. 2, BGBl. I Nr. 135/2009. 
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